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Die Autoren legen Wert auf die Feststellung, 
dass hier nicht der Anspruch erhoben wird, die 
Thematik werde erschöpfend oder gar abschlie-
ßend bewertet. Aufgabe der Veröffentlichung 
ist vielmehr, Diskussionspartnern Basisinforma-
tionen zum Problem zu liefern und durch Dar-
legung der eigenen Position Zustimmung zu 
erzeugen oder dazu anzuregen, ablehnende 
bzw. abweichende Positionen zu formulieren

Nach Empfehlung einer Riegelungsimp-
fung für die Bevölkerung und Ärzte setz-
te regelrecht ein „Run“ auf die Arztpraxen 
ein, durch die dann „nachgeholten“ Ma-
sernimpfungen kam die Epidemie schnell 
zum Erliegen.

In Großbritannien fiel die Impfrate 
gegen Pertussis in den 970er-Jahren we-
gen des vermuteten Zusammenhangs zwi-
schen Impfung und dem Auftreten von 
Enzephalopathien von 79 auf 3%. Dies 
führte in den nachfolgenden Jahren zu 
einem Anstieg der Erkrankungen, etwa 
5000 Krankenhausaufnahmen und 28 do-
kumentierten Todesfällen [5].

Bewusst wurden hier Beispiele ausge-
wählt, die unterschiedliche Facetten der 
Gesamtproblematik beleuchten. Diphthe-
rie und Tetanus sind Krankheitsbilder, 
die durch die stärksten bakteriellen Toxi-
ne, die wir kennen, ausgelöst werden. Ist 
die elterliche Entscheidung, Kindern diese 
empfohlenen Impfungen vorzuenthalten, 
ethisch vertretbar? Oder: Handeln Ärzte 
unethisch, wenn sie nicht ausdrücklich zu 
allen von der Ständigen Impfkommission 
(STIKO) empfohlenen Impfungen raten? 
Wie weit gehen Pflichten der Ärzte, auf die 
Durchführung von Impfungen zu dringen, 
auch wenn die Patienten Impfskeptiker 
oder -gegner sind?

Kernfragen für die zu führende Diskus-
sion dürften sein,

F ob die Durchsetzung des Rechts von 
Kindern auf Schutzimpfungen einem 
anerkannten moralischen Prinzip 
folgt (ethische Frage),

F inwieweit ein solches Prinzip durch 
(Rechts-)Normen beschrieben ist und

F ob ein solches Recht als Anspruch 
auch durchgesetzt werden kann oder 
gar durchsetzt werden sollte.

Themen der Medizinethik  
in der Kinderheilkunde

Bei einem kleinen historischen Rückblick 
zu Ethikkommissionen und -räten stößt 
man auf Gremien, die in den 60er- und 
70er-Jahren des vorigen Jahrhunderts 
über den Zugang zur Hämodialyse zu ent-
scheiden hatten. In den frühen 80er-Jah-
ren dann wurden an den Universitäten 
Ethikkommissionen etabliert und schließ-
lich in den Hochschulgesetzen der Län-
der rechtlich verankert, die u. a. über die 
Zulässigkeit von klinischen Studien zu 
befinden haben. Seit 200 wird die Bun-
desregierung durch den Nationalen Ethi-
krat beraten, dessen Stellungnahmen bis-
her die zum Import menschlicher embryo-
naler Stammzellen (Dezember 200), die 
zur genetischen Diagnostik vor und wäh-
rend der Schwangerschaft (Januar 2003) 
und die zu Biobanken für die Forschung 
(März 2004) sind [6].

Letale Verläufe von impfpräventablen Er-
krankungen (so z. B. der Bericht über ein 
2-jähriges Mädchen mit einer Diphtherie) 
sind, da das Leid und der Tod des Kindes 
mit einfachen Mitteln zu verhindern ge-
wesen wäre, besonders tragisch []. Glück-
licherweise sind sie aktuell in der Bundes-
republik Deutschland eine Rarität. In den 
Jahren 998 und 999 wurde jeweils nur ei-
ne klinische Diphtherie-Erkrankung gemel-
det; und der letzte Sterbefall datiert aus dem 
Jahr 997 (995 waren es 2 tödlich verlaufe-
ne Erkrankungsfälle) [2]. Der Tetanus ist 
in Deutschland aufgrund guter Durchimp-
fungsraten zumindest bei Kindern und jun-
gen Erwachsenen selten geworden. Betrof-
fen waren in den letzten Jahren 0–5 Men-
schen pro Jahr, überwiegend ältere, nicht 
mehr geschützte Personen. Trotz intensiv-
medizinischer Behandlung beträgt die Le-
talität bis zu 25% [3]. Unbekannt ist die Zahl 
der Kinder, die z. B. schwere Haemophilus-
influenzae-Typ-b- (Hib-)Infektionen erlit-
ten haben, weil Ärzte diese Impfung für 
überflüssig hielten. Anders gelagert ist das 
Problem im Rahmen der Frage, was zu tun 
ist, wenn in einer einem Kindergarten be-
nachbarten Arztpraxis immer wieder Kin-
der mit blutenden, erdverschmutzten Wun-
den vorgestellt werden und die Mutter zwei-
er Kindergartenkinder auch Schutzimpfun-
gen gegen Tetanus ablehnt.

Ein Ereignis mit ganz eigener Dyna-
mik war der Masernausbruch in Coburg, 
bei dem von Ende 200 bis zur 6. Wo-
che 2002 fast .200 Personen erkrankten 
und 43 Personen mit Komplikationen sta-
tionär eingewiesen werden mussten [4]. 
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wieweit „sich Kinderärzte aus ethischen 
Gründen verpflichtet fühlen (müssen), 
neben der medizinischen Behandlung 
auch für die Rechte der Kinder zu kämp-
fen und für ihre Zukunft zu sorgen. Von 
manchen wird der Anspruch der Kin-
derärzte, Anwalt der Kinder zu sein, als 
unrealistisch angesehen. ... Im Interesse 
des Kindes sind Ärzte (aber) verpflich-
tet, die Funktion des Anwaltes wahrzu-
nehmen.“ [] Es ist ein sehr erfahrener 
Kinderarzt, der diese Forderung aufstellt, 
und sie ist die Weichenstellung innerhalb 
einer Empfehlung, wie im Interesse von 
Kindern gehandelt werden kann, wenn 
die Eltern wichtige Schutzimpfungen ab-
lehnen.

Während der Ausgang der ethisch-
moralischen Debatte zum beschriebe-
nen Konflikt durchaus offen ist, muss 
auf der Suche nach Lösungen die Frage 
gestellt werden, ob internationales oder 
nationales Recht Regelungen enthält, in 
dem

F Kinderrechte, 
F Rechte und Pflichten der Sorgeberech-

tigten (Eltern), 
F Aufgaben der betreuenden Ärzte, 
F die Rolle des öffentlichen Gesundheits-

dienstes (der Exekutive), seine Kompe-
tenzen und 

F Ansprüche der Genannten untereinan-
der hinreichend beschrieben werden.

Die UN-Kinderrechtskonvention

Die sicherlich bekannteste Fundstelle zur 
Thematik, die UN-Kinderrechtskonven-
tion, enthält unter Artikel 24 folgenden 
Hinweis: „Die Vertragsstaaten erkennen 
das Recht des Kindes auf das erreichbare 
Höchstmaß an Gesundheit sowie auf Inan-
spruchnahme von Einrichtungen zur Be-
handlung von Krankheiten und zur Wie-
derherstellung der Gesundheit an. Die Ver-
tragsstaaten bemühen sich sicherzustellen, 
dass keinem Kind das Recht auf Zugang 
zu derartigen Gesundheitsdiensten vorent-
halten wird“ [2].

Dieses Ziel wurde auf der UN-Sonder-
tagung für Kinder vom 8.–0. Mai 2002 in 
New York folgendermaßen konkretisiert: 
„Jedes Kind hat das Recht auf Impfung ge-
gen verhütbare Krankheiten. Die Routine-
impfung von Kindern ist notwendig, um 

(Kinder-)Ärzte wiederholt das Thema 
ansprechen, 

F gibt es Eltern, die bereit sind, nur ge-
gen (ihrer Meinung nach) lebensbe-
drohliche Erkrankungen (Diphtherie, 
Tetanus, Poliomyelitis) impfen zu las-
sen, 

F sind auch Ärzte der Auffassung, dass 
alle oder zumindest einige Impfungen 
überflüssig sind, und raten davon ab, 

F sind Situationen denkbar, wo tragi-
sche oder besondere epidemiologi-
sche Ereignisse im Umfeld der Fa-
milie ein Umdenken bzgl. der Ableh-
nung bewirken, und

F kommt es vor, dass die ärztliche Über-
zeugungskraft allein ausreicht, die von 
der STIKO empfohlenen Schutzimp-
fungen durchführen zu lassen.

Impfungen gegen Diphtherie, Tetanus 
und Poliomyelitis (ein von Impfskeptikern 
manchmal befürwortetes Minimalpro-
gramm) sind dann ein Pyrrhussieg, wenn 
das Kind im Säuglingsalter dramatisch an 
einer Pertussis oder als Kleinkind an einer 
invasiven Hib-Infektion erkrankt, sich al-
so ein schwerwiegendes, seltenes Ereignis 
verwirklicht, dem durch eine Schutzimp-
fung wirkungsvoll hätte begegnet werden 
können.

Führt man dazu Gespräche mit Kin-
derärzten, zeigen sich diese doch häufig 
ratlos bis unentschieden, wie mit dem Pro-
blem von impfskeptischen Eltern und un-
geschützten Kindern umzugehen sei. Gän-
gige Auffassung und kinderärztlicher Ver-
haltenskodex gehen von der festen Über-
zeugung aus, dass auch die Kinder dieser 
ablehnenden Eltern weiter betreut werden 
sollten (bis diese von sich aus den Arzt 
wechseln). Aber auch alternative Ansich-
ten wie das vermittelnde Angebot, „eine 
zweite Meinung einzuholen“, bis hin zu der 
Aufforderung, einen anderen Arzt aufzusu-
chen, da das Vertrauensverhältnis Arzt-Pa-
tient keine Einbahnstraße ist, werden ver-
treten. Als Folge davon gehen impfskepti-
sche Eltern in ärztliche Behandlungen, wo 
Schutzimpfungen kein Thema sind, und 
können auch während der weiteren Ent-
wicklung ihrer Kinder der Diskussion zur 
Bedeutsamkeit von Schutzimpfungen aus 
dem Weg gehen.

Für die Lösung des beschriebenen 
Konflikts drängt sich die Frage auf, in-

In der Kinderheilkunde waren und 
sind es Themen in der Neonatologie und 
Onkologie, die die Debatte zur Medizinet-
hik belebt haben. Zuletzt haben sich im 
Dezemberheft 2003 in der Monatsschrift 
für Kinderheilkunde und Jugendmedizin 
mehrere Autoren zum Thema geäußert. 
Wie unterschiedlich die Herangehens-
weise sein kann, zeigt z. B. der Beitrag 
von D. Niethammer: „Würdevolles und 
schmerzfreies Sterben von Kindern und 
Jugendlichen mit Malignomen“. Es sind 
die persönlichen Erfahrungen und Ant-
worten des Autors „zur Wahrheitspflicht 
gegenüber Kindern“, die den Beitrag prä-
gen [7]. V. von Loewenich diskutiert „Ethi-
sche Probleme bei Frühgeborenen“. Dabei 
stehen in dem Beitrag Rechtsfragen und 
umstrittene Thesen zur Medizinethik, al-
so eher geisteswissenschaftliche Themen 
im Vordergrund [8].

Ethische Fragen zu Schutzimpfungen 
sind in der internationalen Literatur im-
mer wieder [9] und zuletzt im Frühjahr 
2004 in der Zeitschrift „Vaccine“ disku-
tiert worden. Das Editorial und 7 Origi-
nalbeträge befassen sich mit der Sicherheit 
(Safety) von Impfstoffen. Eine Veröffentli-
chung trägt den Titel: „Ethical aspects of 
the methods used to evaluate the safety of 
vaccines“ [0].

Eines wird anhand der kurzen Hinwei-
se deutlich: Es bedarf einer breiten Debat-
te bzw. Entscheidungsfindung auf ethi-
scher Grundlage, wo es um lebenswichti-
ge Entscheidungen für einzelne Patienten 
(Zugang zu Dialyse), die Weiterentwick-
lung medizinischer Forschung (Genthera-
pie) und den Schutz menschlichen Lebens 
im Rahmen neuer Therapien oder in me-
dizinischen Grenzbereichen (Transplanta-
tionen, Embryonenschutz) geht. Ob der 
erwähnten „großen Themen“ darf aber 
nicht übersehen werden, dass es gerade im 
ärztlichen Alltag – das zeigen die Beispiele 
in der Einleitung – gleichfalls um weit rei-
chende Entscheidungen zum Schutz ein-
zelner Patienten im Sinne notwendiger 
u. U. lebensrettender Präventionsmaßnah-
men (öffentlich empfohlene Schutzimp-
fungen) geht.

Bei den vielschichtigen Fallbeispielen
F können es die Sorgeberechtigten sein, 

die bei einer Ablehnung aller oder eini-
ger Schutzimpfungen bleiben, obwohl 
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das Recht der Kinder auf Gesundheit zu 
gewährleisten“ [3, 4]. Auch hat sich die 
Tagung angesichts unterschiedlicher Ver-
sorgungsmöglichkeiten in einzelnen Län-
dern im „Expanded Program on Immuni-
zation“ (EPI) auf einen (Basis-)Katalog ele-
mentar wichtiger Schutzimpfungen gegen 
folgende Erkrankungen geeinigt: Diphthe-
rie, Pertussis, Tetanus (vor allen Dingen 
zur Verhinderung von Neugeborenen-Te-
tanus), Poliomyelitis und Masern. Auch 
wenn die Mitteilungen zur genannten Ta-
gung sicherlich keine die Nationalstaa-
ten bindenden Aussagen zum Recht auf 
Schutzimpfungen darstellen, geben sie je-
denfalls den Konsens der Tagungsteilneh-
mer zu einer Konkretisierung der Kinder-
rechtskonvention wieder.

Schutzimpfungen als Teil  
des Rechts auf Gesundheit

Eine Verbindlichkeit von Rechten und 
Ansprüchen wird in der Regel erst durch 
eigene, nationalstaatliche Regelungen 
(unmittelbar geltendes Recht) erzeugt. 
Allerdings ist die These vom individuel-
len Recht auf Gesundheit, das nach der 
Kinderrechtskonvention und ihrer Zu-
satzprotokolle auch Schutzimpfungen 
beinhaltet, verfassungsrechtlich eher ein 
Auftrag als ein rechtlich garantierter An-
spruch.

Im Rahmen der schmerzlichen, aber 
notwendigen Debatte um die Bezahlbar-
keit der Gesundheitsversorgung (und 
Einhaltung des Generationenvertrages) 
ist es der Auftrag der Medizin zu beschrei-
ben, welche Leistungen notwendig, wün-
schenswert, hilfreich oder überflüssig 
sind. Das Ziel der Medizin ist nicht nur, 
Krankheiten zu heilen und Schmerzen 
zu lindern, sondern auch, dem Menschen 
eine gesundheitlich zumindest „kontinu-
ierliche Lebensführung“ zu ermöglichen 
und eine selbst bestimmte Lebensgestal-
tung zu eröffnen. Erleichtert wird dieses 
Ziel durch die Inanspruchnahme medi-
zinischer Vorsorgeleistungen, die durch 
Ärzte erbracht werden und eine zukünf-
tige medizinische Grundversorgung er-
übrigen. Sie ist teils notwendig, teils er-
wünscht, teils hilfreich. Die Palette reicht 
von der notwendigen Aufgabe der Imp-
fung bis zur hilfreichen Aufgabe der Auf-
klärung und Beratung in den Lebensge-
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Zusammenfassung
Berichte über Todesfälle oder bleibende Ge-
sundheitsschäden nach impfpräventablen 
Erkrankungen sind in Deutschland ob der 
in Teilen doch zufrieden stellenden Durch-
impfungsraten eine Seltenheit. Das Grund-
gesetz garantiert den Eltern das weitgehen-
de, von staatlichen Einflüssen ausgenom-
mene Recht, für das Wohl der Kinder zu sor-
gen. Der Staat hat im Rahmen seines „Wäch-
teramtes“ bei der Ausgestaltung dieses 
Rechtes lediglich eine koordinierende Funk-
tion. Dies führt zur Frage, ob Kinder ein ei-
genes, ethisch und/oder gesetzlich begrün-
detes Recht auf Schutzimpfungen haben. 
Ein solches lässt sich aus der UN-Kinder-
rechtskonvention, dem individuellen Recht 
auf Gesundheit und der Tatsache ableiten, 
dass Kinder und Jugendliche jeden Alters 
Träger dieser Grundrechte sind und sie bei 
der erforderlichen Einsichtsfähigkeit und 
Reife auch selbst wahrnehmen können. Re-
gelungen zu Schutzimpfungen im Infekti-
onsschutzgesetz (IfSG) nehmen Gesund-
heitsämter bzgl. der Information der Öffent-
lichkeit besonders in die Pflicht. Nur nach 
ihren individuellen Bedürfnissen entspre-
chend aufgeklärte Eltern sind in der Lage, 
sich bewusst für oder gegen Schutzimpfun-
gen zu entscheiden. Aufgrund ihrer Garan-

tenstellung obliegt aber auch impfenden 
Ärzten eine umfassende Hinweispflicht zu 
den genannten Präventionsmaßnahmen. 
Nach der epidemiologischen Situation fällt 
es schwer, Schutzimpfungen als dringliche 
medizinische Maßnahme zu begründen 
und bei einer entsprechenden Weigerung 
durch Eltern oder andere Sorgeberechtig-
te Ärzten aufzuerlegen, in solchen Fällen 
Jugendämter oder Familiengerichte einzu-
schalten, damit diese ggf. die Einwilligung 
zur Impfung erteilen. Die Postulierung ei-
ner solchen Pflicht wäre einem vertrauens-
vollen Arzt-Patienten-Verhältnis derart ab-
träglich, dass sie aus ethischen Gründen 
nicht ernsthaft gefordert werden kann. Ge-
mäß § 20 Abs. 6 und 7 IfSG können Schutz-
impfungen durch Rechtsverordnung ange-
ordnet werden. Diese Möglichkeit sollte 
für die Fälle bedacht und erneut diskutiert 
werden, in denen Kinder Gemeinschaftsein-
richtungen besuchen und die individuelle 
Freiheit (auch als Freiheit der Eltern) gegen-
über der Sozialbindung von Grundrechten 
zurücktreten muss.
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wohnheiten der Ernährung, der Bewe-
gung und des Arbeitslebens.

Diese Bewertung ist einem Beitrag 
des Verfassungsrechtlers P. Kirchhof [5] 
entnommen, dessen Auffassungen in der 
Debatte um Kosten im Gesundheitswe-
sen meinungsbildend sind: Für ihn sind 
Schutzimpfungen – dies ist an dieser Stelle 
ausdrücklich festzuhalten – im Sinne der 
dargestellten Hierarchie notwendige Leis-
tungen im Gesundheitswesen, die nicht 
zur Disposition stehen und deren Umset-
zung deshalb ein verpflichtendes Gesund-
heitsziel sein muss.

Elternrechte – Kinderrechte

Kinder sind uneingeschränkt Träger der-
jenigen Grundrechte, die allein an die 
menschliche Existenz anknüpfen und ha-
ben damit u. a. gem. Art. 2 Abs. 2 GG das 
Recht auf Leben und körperliche Unver-
sehrtheit, dessen elementarer Bestandteil 
nach der UN-Kinderrechtskonvention 
und dem Recht auf Gesundheit im verfas-
sungsrechtlichen Sinne auch Schutzimp-
fungen sein sollten.

Es leuchtet ein, dass die Rechtsord-
nung sich nicht damit begnügen kann, 
das Kind zum Grundrechtsberechtig-
ten zu erklären und damit in erster Li-
nie vor staatlichen Eingriffen zu schüt-
zen. Die unvergleichliche Schutzbedürf-
tigkeit des Kindes, sein Angewiesensein 
auf Hilfe, um zu einer selbst bestimm-
ten urteilsfähigen Persönlichkeit zu wer-
den, bringt es mit sich, dass auch dieje-
nigen benannt werden, die es in diesem 
Prozess leiten, unterstützen und beraten. 
Artikel 6 Abs. 2 GG enthält ein Grund-
recht der Eltern (also nicht etwa des Kin-
des): „Pflege und Erziehung der Kinder 
sind das natürliche Recht der Eltern und 

die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. 
Über ihre Betätigung wacht die staatli-
che Gemeinschaft.“ Es schützt Eltern vor 
staatlichen Eingriffen in Fragen der Pfle-
ge und Erziehung der Kinder. Das Eltern-
recht ist aber nicht nur Grundrecht son-
dern auch – und das ist das Ungewöhnli-
che für ein Grundrecht – “Grundpflicht“ 
[6]. Es ist ein fremdnütziges Recht, weil 
es im Interesse und zum Wohl des Kin-
des besteht, die Eltern also jedenfalls 
nicht primär um ihrer Selbstverwirkli-
chung willen schützt. Allerdings ist das 
Elternrecht nur insoweit Pflichtposition, 
als es die Eltern dazu anhält, die Kinder 
überhaupt zu pflegen und zu erziehen. Ar-
tikel 6 Abs. 2 GG sagt aber nicht, wie sie 
dies tun müssen. Dem Staat ist es danach 
verwehrt, Pflege und Erziehung der Kin-
der mit dem Prädikat „gut“ oder „besser“ 
zu beurteilen. Aus alledem wird deutlich, 
dass die Eltern selbst schutz- und förde-
rungsbedürftige Grundrechtsträger sind, 
die mit der Erziehung der Kinder eigene 
Ziele verwirklichen.

Dieser grundsätzlich primären Ent-
scheidungszuständigkeit der Eltern 
steht eine nur nachrangige Gewähr-
leistungskompetenz des Staates in Fra-
gen des Kindeswohls gegenüber; man 
spricht hier auch vom „staatlichen 
Wächteramt“. Der Staat hat die Aufgabe, 
die grundrechtlichen Vorgaben auf der 
Ebene einfachen Rechts umzusetzen 
und koordiniert dabei die Belange der 
einzelnen Grundrechtsträger. Wenn die 
Eltern – aus welchen Gründen auch im-
mer – in Schwierigkeiten geraten, muss 
der Staat zunächst zu unterstützenden 
Maßnahmen greifen. Es gilt das Prinzip 
des geringstmöglichen Eingriffs; Hilfe 
steht vor Sanktion (nur wenn dies nicht 
weiterhilft, darf z. B. nach Art. 6 Abs. 3 
GG die familiäre Gemeinschaft aufgeho-
ben werden). Hier gibt es oft ausgespro-
chen schwierige Grenzfälle, wenn die 
Eltern an einen nonkonformistischen 
Rand des Grundrechtsgebrauchs gera-
ten, der ihnen zwar für sich selbst nicht 
verboten ist (z. B. alle Schutzimpfun-
gen abzulehnen), der aber beim Kind 
zu bleibenden Schäden führen kann 
[7]. Bei einer solchen Interessenkollisi-
on zwischen dem Kind und seinen El-
tern kommt den Interessen des Kindes 
(Erhalt der empfohlenen Schutzimp-

fungen) grundsätzlich der Vorrang zu 
[6].2

Gesetzliche Regelungen über 
Schutzimpfungen

Die erwähnte Koordination der Belange 
einzelner Grundrechtsträger auf der Ebe-
ne gesetzlicher Regelungen führt nahe lie-
gend zunächst zu einer Prüfung der Vor-
schriften über Schutzimpfungen im IfSG, 
da sie bereichsspezifische Regelungen zu 
dieser Präventionsmaßnahme enthalten:

Die §§ 2 Nr. 9–, 6. Abs.  Nr. 3, 20–20 
und 60– 64 im IfSG

F befassen sich mit Legaldefinitionen 
wichtiger Rechtsbegriffe zum Impfen, 

F enthalten eine Meldepflicht zu Impf-
schäden, 

F beschreiben eine Informationspflicht 
des Staates zu dieser Präventionsmaß-
nahme, 

F treffen Aussagen zur Ständigen Impf-
kommission, 

F zur öffentlichen Empfehlung von 
Schutzimpfungen, 

F zur Anordnung und ggf. Kostenrege-
lung von Schutzimpfungen,

F legen Dokumentationspflichten im 
Impfausweis fest und

1 Hier stehen wir unmittelbar vor einem Kosten-
Nutzen-Problem. Eine Untersuchung über die 
Prävention koronarer Herzerkrankungen durch 
die Einführung der Statine hat ergeben, dass 
etwa 35% der Bevölkerung – weitgehend alter-
sunabhängig – therapiebedürftig sind. Würde 
man nur die Hälfte davon behandeln, ergäben 
sich bei 80 Millionen Einwohnern in Deutsch-
land und einem Preis von lediglich einem Euro 
pro Patient und Tag Gesamtkosten von 5,11 Mil-
liarden Euro pro Jahr. Diese Summe entspricht 
etwa dem Budget von 75% aller deutschen Uni-
versitätskliniken.

2 Eine in der Literatur und Rechtsprechung 
immer wieder erörterte Frage ist, ab welchem 
Alter Kinder und Jugendliche selbst und ohne 
Mitwirkung der Eltern in medizinische Behand-
lungen einwilligen können. Bundesärztekam-
mer wie Deutsche Gesellschaft für Medizinrecht 
sehen die uneingeschränkte Einwilligungsfähig-
keit in der Regel mit dem 16. Lebensjahr gege-
ben und stellen übereinstimmend fest, dass 
auch schon davor Kinder mit der nötigen Ein-
sichtsfähigkeit und Reife über ärztliche Eingrif-
fe selbst entscheiden können [18, 19]. Im all-
gemeinen Teil des BGB, im Familienrecht, dem 
Strafrecht, dem Prozessrecht und in zahlreichen 
anderen Rechtsgebieten (z. B. aktives und pas-
sives Wahlrecht in den Personalvertretungen) 
sind auch schon Jugendliche in unterschiedli-
chen Altersstufen Träger von Rechten und Pflich-
ten. Es werden hierdurch in die Bewertung zur 
Grundrechtsunmündigkeit Grundsätze einge-
bracht, die jenseits gesetzlich fixierter Alters-
grenzen Jugendlichen selbstständige Entschei-
dungen in höchst persönlichen Bereichen garan-
tieren sollen, ohne dass dies einen Eingriff in die 
elterliche Sorge darstellte [20]..
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F normieren ein staatliches Entschädi-
gungsrecht (Aufopferungsanspruch) 
bei Impfschäden.

Auch wenn der oben erwähnte Katalog 
von Vorschriften im IfSG unmittelbar kei-
ne Hinweise dazu enthält, ob für Kinder 
ggf. gegen den Willen ihrer Eltern ihr ei-
genes, gesetzlich begründetes Recht auf 
Schutzimpfungen auch durchgesetzt wer-
den kann, enthält die Normierung zu die-
ser speziellen medizinischen (Präventi-
ons-)Maßnahme in einem Bundesgesetz 
dennoch die Besonderheit, dass Schutz-
impfungen nicht ausschließlich eine pri-
vate, individualmedizinische Maßnahme 
sind: Der Staat hat die Ausgestaltung ein-
zelner Aspekte zu Schutzimpfungen dezi-
diert zur eigenen (öffentlichen) Aufgabe er-
klärt (§ 20 Abs.  IfSG). Der beste Beleg da-
für ist, dass in der Bundesrepublik Deutsch-
land seit Jahrzehnten ein sehr umfassendes 
Impfentschädigungsrecht normiert ist, was 
sich u. a. in der Kausalitätserleichterung 
zum Nachweis eines Impfschadens mani-
festiert [2]. Ein weiteres Indiz für das Ge-
wicht des öffentlichen Anliegens ist auch, 
dass unverändert zur Rechtslage im Bun-
des-Seuchengesetz (BSeuchG) im Falle 
drohender Epidemien die Anordnung von 
Schutzimpfungen erfolgen kann.

Schließlich ist für die hier vorgenom-
mene Bewertung nicht minder von Bedeu-
tung, dass die Durchführung von Schutz-
impfungen für jeden Impfling auch die Ein-
lösung der „Pflichten aus dem Sozialver-
trag“ ist, da geimpfte Personen in der Re-
gel nicht länger Glied einer Infektionskette 
sein können. Nur wenige Impfungen sind 
Maßnahmen, die ausschließlich dem Ein-
zelnen dienen (z. B. die gegen Tetanus, FS-
ME, Tollwut); die meisten umfassen neben 
dem Individualschutz auch den Schutz 
Dritter, vor allen Dingen für die Personen 
in einer Gemeinschaft, die wegen Kontrain-
dikationen nicht geimpft werden können. 
Auch dies deckt sich mit dem Menschen-
bild des Grundgesetzes, das nicht das ei-
nes isolierten souveränen Individuums 
ist; die Verfassung hat vielmehr die Span-
nung Individuum–Gemeinschaft im Sin-
ne der Gemeinschaftsbezogenheit und Ge-
meinschaftsgebundenheit der Person ent-
schieden, ohne dabei deren Eigenwert an-
zutasten. Zwar sind Grundrechte in erster 
Linie individuelle Freiheitsgarantien und 

damit Abwehrrechte gegen staatliches Han-
deln. Aber jeder Einzelne muss sich auch 
diejenigen Schranken seiner Handlungs-
freiheit gefallen lassen, die der Gesetzge-
ber zur Pflege und Förderung des sozialen 
Zusammenlebens in den Grenzen des allge-
mein Zumutbaren zieht [22].

Information zu Schutzimpfungen 
als Einwilligungsvoraussetzung

Die Aufgaben des Staates im System der 
Schutzimpfungen wären nicht hinrei-
chend gewürdigt, wenn sie lediglich als 
„Programm oder Anliegen“ verstanden 
würden. Impfende Ärzte müssen versi-
chert sein, dass Gesundheitsämter und an-
dere Einrichtungen des öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes (ÖGD) Willens und in 
der Lage sind, impfskeptischen Eltern die 
erforderliche Zeit und Aufmerksamkeit 
zu schenken, damit sie auch dort ihre Ar-
gumente vortragen und im Gegenzug aus-
führlicher, als in der Sprechstunde nieder-
gelassener Ärzte möglich, zu Schutzimp-
fungen informiert werden können. Frei-
lich ist dies – entgegen einiger Stimmen 
aus der Ärzteschaft [23] – nicht ausschließ-
lich Aufgabe des ÖGD.

Aufgrund der aus dem Behandlungs-
vertrag resultierenden Sorgfaltspflichten, 
Regelungen in den Berufsordnungen und 
dem Strafrecht sind Ärzte verpflichtet – un-
abhängig von der eigenen Auffassung – auf 
Schutzimpfungen hinzuweisen [24, 25].

Das sicherlich bekannteste Urteil da-
zu ist eines des OLG Hamm aus dem Jahr 
997, wonach ein Frauenarzt zur Zahlung 
eines Schmerzensgeldes an ein behinder-
tes Kind verurteilt wurde, weil er die Mut-
ter nur pauschal und nicht eindringlich 
genug über die Bedeutung der Röteln-
Schutzimpfung aufgeklärt hatte. In der Be-
weiserhebung wurde eindeutig festgestellt, 
dass sich die Mutter in der Frühschwanger-
schaft mit Röteln infiziert hatte. Der Gynä-
kologe betreute die Patientin mindestens 
6 Jahre im Rahmen mehrerer Fertilitätsbe-
handlungen. Sie gebar 985 ein gesundes 
Kind, 5 Jahre später erlitt sie eine Fehlge-
burt. 99 kam es unter einer Hormonbe-
handlung zu einer erneuten Schwanger-
schaft, in deren Verlauf ein rötlich jucken-
des Exanthem auftrat. Früher vorgenom-
mene Röteln-Antikörper-Bestimmungen 
waren alle negativ verlaufen. Nach Auftre-

ten des Exanthems wurde keine erneute 
Testung vorgenommen. Das Gericht be-
gründete seine Verurteilung zu Schmer-
zensgeld in beträchtlicher Höhe damit, 
dass der Arzt „klar“ belegbar vor den 
Gefahren einer Rötelninfektion in der 
Schwangerschaft warnen, auf die Schutz-
impfung hinweisen (notfalls hierzu ein 
Streitgespräch führen) und dies auch ex-
akt hätte dokumentieren müssen [26].

Welche Impfungen zu gegebener Zeit 
und im Einzelnen anzusprechen sind, er-
gibt sich nach der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofes aus den Empfehlun-
gen der STIKO, die in Deutschland den 
medizinischen Standard darstellen [27]. 
Danach liegt es also nicht im Belieben des 
Arztes, von einigen oder allen Schutzimp-
fungen abzuraten [24, 25].

In der kinderärztlichen Sprechstunde 
sind Eltern aber nicht selten vorbelastet 
durch Meinungsbildung über die Medien, 
von Freunden und dem erweiterten Fami-
lienkreis. Sie sind in ihrer Sorge um die 
eigenen Kinder damit häufig nicht brei-
ter informiert, sondern nachhaltig verun-
sichert. Dies gilt gerade bei jungen Eltern 
und dem ersten Kind. Dann hohe Anfor-
derungen an ein Streitgespräch [26] zu stel-
len oder zu argumentieren, die Impfung 
sei aktuell besonders dringlich, ist im Er-
gebnis kontraproduktiv.

In der dargelegten Konfliktsituation 
haben Gesundheitsämter ob der gesetzli-
chen Informations- und Beratungspflicht 
(§ 20 Abs.  und § 3 IfSG) eine Rechtsstel-
lung, die sich von der Garantenstellung 
des Hausarztes (einer Pflichtenstellung, 
die über die für jedermann geltende Hand-
lungspflicht hinausgeht) [28] nicht grund-
sätzlich unterscheidet. Sie müssen für die 
skeptischen oder verunsicherten Eltern 

„niedrigschwellige Angebote“ zur Bera-
tung bereithalten, auch auf die Gefahr hin, 
dass etliche Eltern gerade „behördlichen 
Empfehlungen“ gegenüber misstrauisch 
sind. Teil des staatlichen Wächteramtes 
[6] für die Eltern bei Ausübung ihres Er-
ziehungsrechtes ist das Angebot von Hil-
fen und Beratung; deshalb wird sich jede 
Prüfung einer Erweiterung gesetzlicher Re-
gelungen daran zu orientieren haben, ob 
diese Angebote für impfskeptische Eltern 
bis dato ausreichend waren.
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Zur Dringlichkeit  
von Schutzimpfungen

Tatsächlich ist es der Erfolg der Schutzimp-
fungen, der die Gefahr birgt, dass ihre Be-
deutung verkannt und vor allen Dingen 
bei Laien unterschätzt wird [29]. Hätten 
wir es mit Erkrankungszahlen aus der je-
weiligen Vorimpfära zu tun [30, 3], wä-
re die Akzeptanz wahrscheinlich deutlich 
besser. Es sind die tagesaktuellen Meldun-
gen, die Patienten in die Praxen gehen und 
nach Impfungen fragen lassen: Polioer-
krankungen in den Niederlanden992/93, 
die Influenzaepidemie in der Saison 
995/96 oder auch der oben erwähnte 
Masernausbruch in Coburg, ähnliche Er-
eignisse in der Schweiz und Italien 2003. 
(Die Nachfrage nach Impfstoff in Folge 
der Pressemeldungen war regelmäßig so 
groß, dass die Produkte über Wochen aus-
verkauft waren.)

Auf der Suche nach höchstrichterli-
chen Entscheidungen und Antworten auf 
die Frage, welchen Aufklärungsbedarf 
Gerichte für Schutzimpfungen und ihre 
Dringlichkeit sehen, stößt man zunächst 
auf 2 Urteile des BGH zu Impfschäden 
aus den Jahren 990 und 994 (die erste 
betraf eine Enzephalopathie nach Gabe ei-
ner Pertussis-Ganzkeimvakzine und die 
zweite Lähmungen nach einer OPV-Kon-
taktpoliomyelitis). Beide Entscheidungen 
hatten die mangelhafte Aufklärung über 
einen tatsächlich eingetretenen Schaden 
zum Gegenstand. Diese Tatsache und das 
Wissen, dass etwa zwei Drittel aller Arzt-
haftungsprozesse auf unzureichende Auf-
klärung gestützt werden [32], haben juris-
tische Sachverständige veranlasst, sich im-
mer wieder zum Aufklärungsumfang bei 
Schutzimpfungen zu äußern. Da z. B. Diph-
therieerkrankungen in Deutschland selten 
sind, vertreten etliche Autoren die Auffas-
sung, dass Schutzimpfungen keine dring-
liche medizinische Maßnahme sind und 
deshalb eine Aufklärung bis ins letzte De-
tail („über jede jemals berichtete Schädi-
gung“) geboten sei [33, 34, 35]. Folgte man 
dieser Auffassung ist die Ablehnung von 
Impfungen vorprogrammiert, und kein 
noch so redegewandter Arzt wäre in der 
Lage, diese Gratwanderung (allumfassen-
de Aufklärung insbesondere zu Risiken 
und gleichzeitig Motivation zur Impfung) 
durchzuführen.

Die erforderliche Klarstellung ist durch 
den BGH selbst erfolgt [27], und neben der 
Beschreibung, dass über spezifische und 
der Impfung immanente, typische Neben-
wirkungen (unabhängig von der Kompli-
kationsdichte) aufzuklären ist, äußert sich 
die Entscheidung ohne jegliche Überbe-
tonung zu Fakten, die dem Anliegen von 
Schutzimpfungen gerecht werden:

F Die aktuellen Empfehlungen der  
STIKO sind der medizinische Standard.

F Die empfohlenen Schutzimpfungen 
im Säuglings- und Kleinkindalter sind 
Routinemaßnahmen.

F Zu Nebenwirkungen und Komplika-
tionen genügt eine Aufklärung im 
Großen und Ganzen.

Die Vertreter der Meinung über eine um-
fassende Impfaufklärung wegen geringer 
Dringlichkeit stützten ihre Forderung auf 
Zitate aus Urteilen zu chirurgischen Ein-
griffen [33, 34]. Für diese Maßnahmen 
ist die Begründung auch schlüssig. Bei 
Schutzimpfungen muss sie versagen, weil 
bei diesen Maßnahmen die Dringlichkeit 
(nämlich die Gabe möglichst zu dem von 
der STIKO empfohlenen Zeitpunkt) erst 
das Ziel schafft, das eigentlich beabsich-
tigt ist: Gesundheitsschutz zu einem mög-
lichst frühen und damit angemessenen 
Zeitpunkt mit Durchimpfungsraten, die 
eine Eradikation von Krankheiten (und 
damit ein mehr an Gesundheit für alle, 
vor allen Dingen für die, die wegen beste-
hender Kontraindikationen nicht geimpft 
werden können) erst möglich machen. Es 
geht bei der vorangegangenen Darlegung 
nicht um die (ermüdende) Wiederholung 
altbekannter Positionen, sondern um die 
Feststellung, dass für Impfungen, was 
Dringlichkeit und Aufklärung betrifft, ei-
gene, epidemiologisch und infektiologisch 
begründete Tatsachen berücksichtigt wer-
den müssen. Es wäre schlicht fatal, wenn 
sich die durch einzelne Sachverständige 
immer wieder geforderten und überzo-
genen Anforderungen in der Rechtspre-
chung durchsetzten, die eher für Maßnah-
men nach den NUB- (neuartige und unge-
wöhnliche Behandlungsmethoden) Richt-
linien denn für Impfungen als medizini-
sche Routine gelten müssen.

Regelungen im Familienrecht

H.J. Landzettel macht eine typische Kon-
fliktsituation im pädiatrischen Alltag in der 
Tat an dem Beispiel fest, dass einseitig infor-
mierte Eltern eine wichtige Schutzimpfung 
ablehnen. „Der Arzt fühlt sich dem Wohle 
des Kindes und im Interesse der gewünsch-
ten Durchimpfungsrate der Gesamtbevöl-
kerung verpflichtet, die Impfung durchzu-
führen, kann dies jedoch nicht ohne Einwil-
ligung der Eltern tun. Die Situation wird 
noch erschwert, weil die Impfung – wenn 
auch nur mit einem kleinen Risiko – mit 
unerwünschten Nebenwirkungen belas-
tet sein kann. Er argumentiert in der Re-
gel damit, dass ein ungeimpftes Kind im 
Vergleich zur Impfung mit einem viel hö-
heren Risiko belastet ist. Häufig setzt dann 
ein unwürdiger verbaler Machtkampf ein“ 
[], (in dem zu guter Letzt) mit Bildern 
von Kindern aus der Dritten Welt versucht 
wird, gerade junge Eltern zu überzeugen. 
Es ist die oben erwähnte „unwürdige Situ-
ation“, die es zu vermeiden gilt und die Be-
rater- und Anwaltsfunktion auf ein vertret-
bares Maß zu reduzieren.

Vor allen Dingen sind Ärzten keine Mit-
tel an die Hand gegeben, ein Recht des Kin-
des auf Impfung selbst und unmittelbar 
durchzusetzen. Vielmehr erfüllte ein sol-
ches Verhalten bei fehlender Einwilligung 
der Eltern ohne jeden Zweifel den Tatbe-
stand der Körperverletzung, und ein Recht-
fertigungsgrund ist nicht ersichtlich.

Überlegungen, das Jugendamt als Bera-
ter in die Entscheidungsfindung zwischen 
Arzt und Eltern mit hinzuzuziehen, haben 
ihre Rechtsgrundlage im Kinder- und Ju-
gendhilferecht des SGB VIII (z. B. § 55 
SGB  VIII – Beistandschaft, Pflegschaft 
mit Verweis auf § 909 BGB, Ergänzungs-
pfleger). Allerdings wird sich diese Stel-
le auch der Hilfe des Gesundheitsamtes 
(als kommunale Gesundheitsfachbehör-
de) oder anderer ärztlicher Sachverständi-
ger bedienen; das Amt selbst hat eher eine 
Mittlerfunktion.

Trotz der primär zu fordernden Bera-
tung durch den behandelnden Arzt und 
den öffentlichen Gesundheitsdienst sind 
Situationen denkbar, wo ein schnelles 
Handeln im Interesse des Kindes geboten 
scheint. Wie ist bei Kindern zu verfahren, 
die nicht gegen Tetanus geimpft sind und 
mit blutenden und verschmutzten Wun-
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den in eine Praxis kommen? Was soll ge-
schehen, wenn in einer Kindergemein-
schaftseinrichtung ein Masernausbruch 
begonnen hat oder Erkrankungen durch 
Meningokokken der Gruppe C festgestellt 
wurden?

Hier muss die Frage erlaubt sein, ob 
§ 666 Nr.  BGB Anwendung finden soll: 
„Wird das körperliche, geistige oder seeli-
sche Wohl des Kindes ... durch missbräuch-
liche Ausübung der elterlichen Sorge, 
durch Vernachlässigung des Kindes, durch 
unverschuldetes Versagen der Eltern ... ge-
fährdet, so hat das Familiengericht, wenn 
die Eltern nicht gewillt oder in der Lage 
sind, die zur Abwendung der Gefahr erfor-
derlichen Maßnahmen zu treffen.“

Bekannte Entscheidungen zur zitierten 
Vorschrift betrafen die Ersetzung des El-
ternwillens bei der Ablehnung einer zyto-
statischen Therapie zur Krebsbehandlung 
[8] oder auch die Gabe von Bluttransfusio-
nen an Kinder aus Familien der Zeugen Je-
hovas [36].

Die Beispiele machen deutlich, dass 
Eingriffe in das Elternrecht stets das Ge-
bot der Verhältnismäßigkeit beachten müs-
sen und richterliche Anordnungen in der 
Vergangenheit dann erfolgten, wenn Le-
ben und Gesundheit des Kindes unmittel-
bar gefährdet waren und ein anderes Mit-
tel, das die Eltern zu einer Meinungsände-
rung hätte bewegen können, nicht mehr er-
sichtlich war [6].

Eltern, die Impfungen ablehnen, tun 
dies im wohlmeinenden Interesse ih-
res Kindes und nehmen dafür durchaus 
schmerzliche Kritik in Kauf. Üben sie al-
so ihre elterliche Sorge missbräuchlich aus 
oder vernachlässigen sie ihre Kinder? Im 
Ergebnis spricht mehr dagegen als dafür, 
dass die beiden genannten Voraussetzun-
gen aus § 666 Nr.  BGB durch die oben 
angeführten Beispiele erfüllt sind. Denn es 
ist ungewiss, ob ein nicht gegen Diphthe-
rie geimpftes Kind je mit dem Erreger in 
Kontakt kommt und erkrankt. Es lässt sich 
nicht sagen, ob eine Masernerkrankung 
mit einer Komplikation am ZNS verläuft 
oder sich eine subakut sklerosierende Pa-
nenzephalitis (SSPE) entwickelt. Säuglin-
ge werden ohne Nestschutz gegen Pertus-
sis geboren, und die Erkrankung verläuft 
im frühen Säuglingsalter häufig ohne Hus-
tenattacken, aber mit Atemstillstand; trotz-
dem sind Prognosen zu einer Erkrankung 

nicht möglich. Es gibt zahllose Verletzun-
gen, die stark verschmutzt sind, und trotz-
dem kommt es nicht zu einer Tetanuser-
krankung. In der Umgebung von invasi-
ven Erkrankungen durch Pneumokokken 
oder Meningokokken ist ein hoher Pro-
zentsatz der Kontaktpersonen Träger, oh-
ne dass sie selbst erkranken. Es fällt schwer, 
angesichts der veröffentlichten Urteile zu 
§ 666 BGB, die Sachverhalte auf das Imp-
fen im Säuglings- und Kleinkindalter zu 
übertragen, da sich eine erhebliche Schä-
digung eben nicht mit ziemlicher Sicher-
heit voraussagen lässt [37, 38].

In der Kommentierung von Palandt zu 
§ 666 BGB wird eine richterliche Anord-
nung von Schutzimpfungen in Betracht ge-
zogen und als Beispiel die Durchführung 
vor „einer Reise in seuchengefährdete Ge-
biete“ genannt [39]. In einem solchen Fall 
ließe sich „eine unmittelbar drohende Ge-
fahr“ (Annahme einer Schädigung mit 
ziemlicher Sicherheit) nachvollziehbar be-
gründen. Deutschland aber als „seuchen-
gefährdetes Gebiet“ zu bezeichnen, ent-
spräche trotz mancher Ausbruchssituatio-
nen nicht der epidemiologischen Situati-
on. Auch hat das IfSG in § 20 Abs. 6 und 
7 diesen Sachverhalt geregelt und eine Ver-
ordnungsermächtigung für den Fall vor-
gesehen, dass sich eine Krankheit epide-
misch verbreitet oder besonders schwere 
Verlaufsformen auftreten.

Bedarf für eine  
bereichsspezifische Regelung

Weder das Familienrecht des BGB noch 
das Kinder- und Jugendhilferecht enthal-
ten Hinweise darauf, dass Ärzte den Rechts-
weg beschreiten müssen, wenn Eltern emp-
fohlene Schutzimpfungen verweigern. Ei-
ne solche Pflicht aus der ärztlichen Garan-
tenstellung abzuleiten, die durchaus weit-
gehende Aufklärungs- und andere Sorg-
faltserfordernisse zur Folge hat [40], wäre 
ohne das Vorliegen einer unmittelbar dro-
henden Gesundheitsgefahr (durch eine 
prinzipiell impfpräventable Erkrankung) 
zumindest umstritten.

Trotz aller in der Fachwelt akzeptier-
ten Erfolge haben Impfungen in Deutsch-
land in der Laiensphäre nicht den überra-
genden Stellenwert, der ihnen objektiv ge-
bühren mag. Dass ein Arzt wegen einer 
verweigerten Impfung Gerichte bemühte, 

bliebe im Patientenkreis selten verborgen 
und dürfte bzgl. des hier diskutierten Pro-
blems dort eher auf Unverständnis denn 
auf Zustimmung stoßen.

Dieses Dilemma (Anordnung bzw. 
Durchsetzung von Schutzimpfungen ver-
sus Freiwilligkeit) wird auch auf interna-
tionaler Ebene diskutiert. In mehreren 
Veröffentlichungen aus Australien und 
dem Vereinigten Königreich wird einer-
seits der in den USA geschaffenen Geset-
zeslage (no vaccination, no school) [9, 4, 
42] Respekt gezollt; eine Übernahme ins ei-
gene nationale Recht aber abgelehnt, weil 
die Autoren keine spürbare Verbesserung 
der Impfraten, sondern vermehrt Wider-
stände bei einer gesetzlichen „Zwangsre-
gelung von Schutzimpfungen“ befürchten 
[43, 44, 45, 46]. In allen Beiträgen werden 
aber ein schlüssiges Impfkonzept und Stra-
tegien für die als defizitär beschriebenen 
Bereiche verlangt.

In Deutschland ist die Debatte um die 
gesetzliche Anordnung (ob der anerkannt 
guten Durchimpfungsraten in der DDR 
aufgrund der gesetzlichen Impfpflicht) 
nach der Wiedervereinigung u. a. in Ber-
lin auf Initiative des damaligen Gesund-
heitssenators Luther (und anderswo) auch 
in Parlamentsgremien geführt, aber letzt-
lich nach Bewertung der verfassungsrecht-
lichen Voraussetzungen wieder beendet 
worden. Dass die Durchimpfungsraten in 
den östlichen Bundesländern nach wie vor 
besser sind als im Westen, wird u. a. damit 
begründet, dass Impfungen dort eher als 
Selbstverständlichkeit empfunden werden 
und durch die Aktivitäten des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes die Angebote leichter 
zugänglich und breiter gefächert sind als 
in den alten Bundesländern.

Fazit

§ 34 Abs. 1 IfSG (Gemeinschaftseinrichtun-
gen – Wiederzulassung nach Krankheit) 
nennt 20 Erkrankungen, für die ein Be-
suchsverbot in Kindergemeinschaftsein-
richtungen besteht, weil sie unter deren 
Bedingungen besonders leicht übertra-
gen werden können. Für 10 der genann-
ten Infektionskrankheiten (Pest und Chole-
ra werden dabei nicht mitgezählt, obwohl 
zumindest im Ausland Impfstoffe zugelas-
sen sind) stehen hierzulande wirksame 
Impfstoffe zur Verfügung.
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Im Einzelnen sind dies:

F Diphtherie,
F Haemophilus-influenzae- 

Typ-b-Meningitis,
F Keuchhusten,
F Masern,
F Meningokokken-Infektion  

(mit der bekannten Einschränkung 
Typ B betreffend),

F Mumps,
F Poliomyelitis,
F Typhus abdominalis,
F Virushepatitis A oder E (Letzt- 

genannte nicht impfpräventabel),
F Windpocken.

Deshalb muss die Diskussion über die 
Durchführung der Impfungen neu ge-
führt werden, da deren Schutz ja nicht nur 
dem Einzelnen sondern auch der Gemein-
schaft dient [47, 48]. Es wird hier offen ge-
lassen, ob letztlich eine gesetzliche Rege-
lung Voraussetzungen schaffte, die z. B. 
dem WHO-Ziel zur Eradikation der Masern 
in den nächsten Jahren zum Erfolg ver-
helfen könnte. Jedenfalls sind doch Zwei-
fel angebracht, dass sich ohne eine Ände-
rung im bisherigen Konzept eine signifi-
kante bzw. eine spürbare Änderung errei-
chen ließe.
Es wird dem Gesundheitsschutz des ein-
zelnen Kindes nicht gerecht, das Thema 
stets nur bis zur medizinischen Frage 
des Benefits von Impfungen zu diskutie-
ren. Das Recht von Kindern auf diese welt-
weit akzeptierte Präventionsmaßnahme 
ist durch die Kinderrechtskonvention der 
Vereinten Nationen und das IfSG gut be-
gründet. Wenn es also darum geht, im Rah-
men der Garantien des Grundgesetzes in 
Elternrechte nur so weit einzugreifen, als 
es zum Schutz der Kinder für die jeweilige 
Situation unbedingt erforderlich ist, wä-
re die Impfung gegen Poliomyelitis sicher-
lich die am wenigsten dringliche Maßnah-
me, da Europa seit Jahren frei von Polio-
myelitis ist und der Import des Erregers 
als Gefahr gerne bemüht wird, aber noch 
nicht einmal bei allen Szenarien zu biolo-
gischen Gefahrenlagen eine Rolle gespielt 
hat. Die Röteln sind in § 34 Abs. 1 IfSG als 
Ausschlussgrund nicht genannt, und die 
Bedeutung der Schutzimpfung für den In-
dividualschutz ist (in der Gesamtbewer-
tung) bis auf Ausnahmen eher zweitran-

gig. Dagegen wird seitens des medizini-
schen Arbeitsschutzes wegen der Gesund-
heitsgefahren für weibliche Beschäftigte 
vehement für die Impfung geworben. Die 
Hib-Impfung ist jenseits des vierten Le-
bensjahres (Beginn des Kindergartenbe-
suches) von untergeordneter Bedeutung. 
Dagegen ist das Unterlassen der Tetanus-
Impfung, auch wenn der Erreger nicht von 
Mensch zu Mensch übertragbar ist, für Kin-
dergartenkinder mit blutenden und erd-
verschmutzten Wunden durch kein ratio-
nales Argument zu begründen. Die gerin-
ge Dringlichkeit einer Typhus-Schutzimp-
fung (als Standard für alle) bedarf hier kei-
ner näheren Begründung. Meningokok-
ken-C-Erkrankungen in Deutschland sind 
im Vergleich zu den Erkrankungen mit 
Typ B deutlich seltener, und die derzeit 
niedrige Inzidenz entspricht den niedri-
gen Erkrankungsraten in Ländern mit ei-
ner generellen Impfempfehlung [49]. Auf-
grund der Schwere der Erkrankung und 
der therapeutischen Möglichkeiten bei oft 
später Diagnose muss eine weiter gehen-
de Impfempfehlung hierzulande aber wei-
ter diskutiert werden.
Diese Bewertung erhebt weder den An-
spruch auf Vollständigkeit noch auf Allge-
meingültigkeit, sie beinhaltet lediglich An-
regungen, wie ein Katalog zu Schutzimp-
fungen für Kinder und Jugendliche fach-
lich neu bewertet werden kann, wenn El-
tern Schutzimpfungen nicht zustimmen 
wollen, die Wahrung eines „elementaren 
Gesundheitsschutzes“ für Risikoperso-
nen, die selbst nicht geimpft werden kön-
nen sowie auch für die Beschäftigten in 
Gemeinschaftseinrichtungen aber gebo-
ten erscheint. Im Interessenausgleich von 
Kind, Eltern und Allgemeinheit sollte des-
halb der Nachweis einer bestehenden Im-
munität gegen nachfolgend genannte Er-
krankungen als Voraussetzung für den Be-
such einer Gemeinschaftseinrichtung ob-
ligatorisch sein oder (alternativ) mindes-
tens Informationen über den Immunsta-
tus zur Verfügung stehen und bei Aufnah-
me in den Kindergarten eindringlich die 
Notwendigkeit der Impfungen betont wer-
den: Diphtherie, Tetanus, Pertussis, Ma-
sern, Mumps, Röteln. Bei entsprechenden 
epidemiologischen Voraussetzungen und 
Gefährdungen sollte dies auch für Hepa-
titis A oder B oder Meningokokken Typ C 
gelten.

Beendet werden soll dieser Betrag mit ei-
nem Beispiel, das das Kardinalproblem 
umschreibt: Wie wird man den Rechten 
eines Mädchens auf Gesundheit vor des-
sen erstem Tag im Kindergarten gerecht, 
wenn seine Mutter auch nach mehrfacher, 
intensiver Aufklärung durch den Kinder- 
oder Hausarzt weiterhin alle Schutzimp-
fungen ablehnt? Es kann nach den darge-
legten Argumenten nicht angehen, dass 
wir die Kinderrechtskonvention und ih-
re Zusatzprotokolle ratifizieren, ins natio-
nale Rechtssystem übernehmen und da-
mit ein Recht der Kinder auf Schutzimp-
fungen postulieren, es aber auf der Ebene 
„einfachgesetzlicher Regelungen“ an einer 
Ausgestaltung fehlen lassen, die eine Ent-
scheidung im ureigensten Interesse die-
ses Kindes und seiner Spielkameraden er-
möglichte, ohne dass Ärzte in einer nicht 
lösbaren Konfliktsituation allein gelassen 
werden. Objektiv gesehen ist die epide-
miologische Situation impfpräventabler 
Krankheiten sicherlich nicht dramatisch, 
aber ohne eine Änderung der Impfstrate-
gie mit ggf. auch notwendiger Ergänzung 
der materiellen Rechtslage werden wir 
wahrscheinlich auch in Zukunft Kinder mit 
unnötigen Behinderungen (infolge Infek-
tionskrankheiten), letale Verläufe, Masern-
ausbrüche in Schulen und die Verfehlung 
von WHO-Zielen zur Kenntnis nehmen 
müssen. Die Bemühungen auf Bundes- 
wie Länderebene, das Recht auf Schutz-
impfungen umzusetzen, sollten in umfas-
sende Impfstrategien und -konzepte ein-
fließen, und die Diskussion zu ergänzen-
den gesetzlichen Regelungen sollte nicht 
von vornherein ad acta gelegt werden.
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